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B E T R E I B E R

Worauf Pflegeeinrichtungen seit Anfang September bei der Insolvenzantragspflicht achten sollten

Umfangreiche Änderungen im 
Insolvenzrecht berücksichtigen

D urch das sanierungs- und insol-
venzrechtliche Krisenfolgenab-

milderungsgesetz, kurz SanInsKG, 
ist die Insolvenzantragspflicht bei 
Überschuldung seit dem 9. Novem-
ber 2022 gelockert. Konkret bedeu-
tet das: Es reicht nach dem Gesetzes-
text bis zum 31. Dezember 2023 aus, 
dass ein Unternehmen nachweisen 
kann, dass es die nächsten vier Mo-
nate durchfinanziert ist, um keinen 
Insolvenzantrag wegen Überschul-
dung stellen zu müssen.

Richtiges Timing wird 
wichtig für Unternehmer
Vor dem SanInsKG war die soge-
nannte Fortführungsprognose für 
die nächsten zwölf Monate notwen-
dig – wobei die Vergangenheitsform 
in diesem Zusammenhang seit dem 
ersten September de facto der Ver-
gangenheit angehört. Denn ausschlag-
gebend ist nicht allein der viermona-
tige Zeitraum an sich, sondern auch 
der Zeitpunkt, an dem die vier Mo-
nate vorüber sind. 

Und der liegt seit dem ersten Sep-
tember in jedem Fall nach dem Jah-
reswechsel und dem Auslaufen der 
Regelungen des SanInsKG. Um auf 
Nummer Sicher zu gehen, sollten Ge-
schäftsleiter von Pflegeeinrichtungen 
daher bereits ab dem ersten Septem-
ber bei der Fortführungsprognose für 
ihr Unternehmen trotz SanInsKG 
nicht mehr die vier, sondern wieder 
die ursprünglichen zwölf Monate zu 
Grunde zu legen. 

Denn wenn für ein Unternehmen 
bis zum Jahreswechsel feststeht, dass 
es (unmittelbar) nach dem Auslau-
fen der viermonatigen SanInsKG-
Frist überschuldet sein wird, liegt 

faktisch bereits am Prüfungsstich-
tag die Insolvenzantragspflicht vor. 
Wenn also klar ist, dass die Einrich-
tung für diesen Zeitraum nicht durch-
finanziert ist, müssen Geschäftslei-
ter innerhalb der gesetzlichen Frist 
einen Insolvenzantrag stellen – gera-
de auch, um sich vor einer möglichen 
persönlichen Haftung zu schützen. 

Überschuldung immer  
im Auge behalten
Die Höchstfrist für einen Insolvenz-
antrag wegen Überschuldung ist mit 
dem SanInsKG – also bis zum Jah-
reswechsel – temporär von sechs auf 
acht Wochen erhöht worden, damit 
Unternehmen etwas mehr Zeit für 
den Versuch einer außerinsolvenz-
lichen Sanierung haben. 

Für Geschäftsleiter ist aber wich-
tig, dass die Frist nicht ausgeschöpft 
werden darf, wenn bereits zu einem 

früheren Zeitpunkt feststeht, dass 
die Überschuldung aller Voraussicht 
nach nicht beseitigt werden kann. 

Dass die verkürzte Fortführungs-
prognose-Frist zwar qua Gesetz noch 
bis zum 31. Dezember gilt, allerdings 
bereits schon vor dem Ablauf der Gel-
tungsdauer des SanInsKG ihre prak-
tische Relevanz einbüßt, führt dazu, 
dass die Überschuldung als Insol-
venzgrund wieder an Bedeutung ge-
winnt. Die Zahlungsunfähigkeit wird 
aber auch weiterhin der mit Abstand 
häufigste Insolvenzgrund bleiben. 

Zahlungsfähigkeit  
regelmäßig überprüfen
Angesichts der durch die Kostenex-
plosion und den anhaltenden Mangel 
an Personal auftretenden Herausfor-
derungen, vor denen Pflegeeinrich-
tungen derzeit stehen, sollten sich Ge-
schäftsleiter – so hart das zunächst 
klingen mag – daher regelmäßig auch 
mit der Frage „Ist mein Unterneh-
men noch zahlungsfähig?“ befassen. 
Denn die Antwort auf diese Frage 
hat nicht nur für das Unternehmen, 
sondern gerade auch für Geschäfts-
leiter in Bezug auf ihre persönliche fi-
nanzielle Haftung eine große Bedeu-
tung – zumal es durch das SanInsKG 
bei der Zahlungsunfähigkeit keine 
Änderungen gegeben hat.

Grundsätzlich gilt: Kann eine Pfle-
geeinrichtung ihre fälligen Verbind-
lichkeiten nicht mehr zu 90 Prozent 
begleichen, ist sie zahlungsunfähig. In 
einem solchen Fall ist ein Geschäfts-
leiter dazu verpflichtet, innerhalb der 
gesetzlichen Frist – in der Regel drei 
Wochen – einen Insolvenzantrag zu 
stellen. Ob eine Pflegeeinrichtung 
zahlungsunfähig ist oder nicht, lässt 

„Geschäftsleiter von 
Pflegeeinrichtungen  
sollten rechtzeitig  
handeln, solange noch 
Reserven da sind.“
Stefan Höge, Schultze & Braun
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sich für den jeweils aktuellen Tag mit 
der sogenannten erweiterten Liqui­
ditätsbilanz feststellen, die als Me­
thode seit inzwischen fast 20 Jah­
ren etabliert ist. Wenn klar ist, dass 
die Geldmittel zu einem bestimmten 
Betrachtungsstichtag und auch pers­
pektivisch in den nächsten drei Wo­
chen die fälligen Verbindlichkeiten 
nicht vollständig abdecken, ist die 
Pflegeeinrichtung bereits zum Be­
trachtungsstichtag zahlungsunfähig. 

Professionelle Beratung  
in Anspruch nehmen
Da für die Feststellung der Zahlungs­
unfähigkeit eine komplexe Berech­
nung notwendig ist, sollten Geschäfts­
leiter für die Antwort auf die Frage 
„Ist meine Pflegeeinrichtung noch 
zahlungsfähig?“ durchaus professio­
nelle Hilfe zu Rate ziehen, damit sie 
das Risiko einer persönlichen Haf­
tung für sich reduzieren.

Daran ändert auch nichts, dass 
der Bundesgerichtshof im Sommer 
2022 in einer Leitsatzentscheidung 
eine vereinfachte Methode zur Fest­
stellung der Zahlungsunfähigkeit er­

möglicht hat, die jedoch für Pflege­
einrichtungen und gerade auch für 
Geschäftsleiter durchaus mit Risiken 
verbunden ist. Nach der BGH-Ent­
scheidung ist es möglich, an mehre­
ren Stichtagen innerhalb eines drei­
wöchigen Zeitraumes jeweils einen 
vereinfachten Liquiditätsstatus zu 
erstellen. In diesem vereinfachten 

Status, der dem ersten Schritt der 
erweiterten Liquiditätsbilanz ent­
spricht, werden die am jeweiligen 
Stichtag konkret vorhandenen Geld­
mittel (Kasse, Bank und an dem Tag 
zufließende Gelder aus dem Einzug 
von Forderungen) und die konkret 
zum jeweiligen Stichtag fälligen und 
unbezahlten Verbindlichkeiten ein­
ander gegenübergestellt. 

Zahlungsunfähigkeit auch 
rückwirkend wirksam
Wenn sich an drei weiteren aufei­
nanderfolgenden Stichtagen inner­
halb eines drei Wochen-Zeitrau­
mes bei dieser Gegenüberstellung 
herausstellt, dass die Liquiditätslü­
cke jeweils zehn Prozent oder mehr 
beträgt, gilt die Pflegeeinrichtung 
sogar rückwirkend ab dem ersten 
Stichtag als zahlungsunfähig. Für Ge­
schäftsleiter erhöht die vereinfachte 
Methode also das Risiko einer un­
gewollten, aber gleichwohl strafba­
ren Insolvenzverschleppung. Denn 
sie stellen dabei erst mit dem letz­
ten Liquiditätsstatus nach drei Wo­
chen fest, ob ihre Pflegeeinrichtung 
bereits zum ersten Stichtag, also drei 
Wochen zuvor, zahlungsunfähig war. 

Es ist damit bereits ein beträchtli­
cher Zeitraum mit eingetretener Zah­
lungsunfähigkeit vergangen. Es kann 
daher sein, dass ein Geschäftsleiter 
erst am letzten Tag der drei Wochen-
Frist erfährt, dass er zur Vermeidung 
von strafrechtlicher und zivilrecht­
licher Haftung noch an diesem Tag 
einen Insolvenzantrag stellen muss, 
was angesichts der dafür notwendi­
gen Zeit quasi unmöglich ist.

Das Risiko der vereinfachten Me­
thode liegt zudem darin, dass sie ten­
denziell zu verkürzten Berechnungen 
führt, zukunftsgerichtete Finanzplä­
ne als Instrumente des in der Krise 
gebotenen verschärften Controllings 
nicht einbezieht, einen Überhang an 
fällig werdenden Verbindlichkeiten 
nicht erkennen lässt und darüber hin­
aus kurzfristige Zahlungsstockungen 
nicht abbilden kann. Geschäftsleiter 
sollten daher auf der Grundlage der 
ordnungsgemäßen Buchführung wei­
terhin die erweiterte Liquiditätsbi­
lanz einsetzen und die Finanzpläne 

berücksichtigen – gerade auch, um 
bei der Antwort auf die Frage „Zah­
lungsunfähig oder (noch) nicht?“ 
für ihre Pflegeeinrichtung und sich 
selbst auf der sicheren Seite zu sein.

Einfach abzuwarten ist 
keine sinnvolle Strategie
Grundsätzlich gilt: Geschäftsleiter 
sollten eine notwendige Restruktu­
rierung oder Sanierung rechtzeitig 
angehen, wenn ihre Pflegeeinrich­
tung noch Reserven hat. Wenn Ge­
genmaßnahmen frühzeitig eingeleitet 
werden, bestehen bessere Chancen 
auf einen erfolgreichen und nachhal­
tigen Ausgang. Einfach abzuwarten 
und auf eine baldige Besserung der 
Situation und der wirtschaftlichen 
Gesamtlage in der Pflege zu setzen, 
ist keine sinnvolle Strategie. Ge­
schäftsleiter, deren Einrichtung sich 
in einer Krise befindet oder absehbar 
darauf zusteuert – was unter ande­
rem an der zunehmenden Ausschöp­
fung der gewährten Kontokorrent­
linien erkennbar ist – sollten auch 
eine Neuaufstellung mit Hilfe der 
Instrumente des Sanierungsrechts 
zumindest als Option ansehen.�
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Es ist  
besonders 
wichtig,  
gesetzliche 
Fristen  
sehr genau  
einzuhalten.
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„In der Krise sollte eine 
Neuaufstellung mit Hilfe 
der Instrumente des  
Sanierungsrechts als  
Option gesehen werden.“
Jürgen Erbe, Schultze & Braun


